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Einleitung 

Im Juni 1995 fllhrte die Entscheidung des Shell-Konzerns, die Ölplattfonn 
Brent Spar in der Nordsee zu versenken, zu einer in diesem Ausmaß unerwar-
teten "nationalen Empörung".! Der als Reaktion auf das als ökologisch unver-
tretbar qualifizierte Verhalten ausgerufene Boykott des Unternehmens2 gipfelte 
in dessen pauschaler Verurteilung und einer dem Pranger vergleichbaren Kam-
pagne.3 

Das von Shell unterschätzte Dilemma des unternehmerischen Vorgehens 
verdeutlicht sich im Folgenden: Zwar wurden seitens des Konzerns neben wirt-
schaftlichen auch ökologische Faktoren bei der staatlich genehmigten Ent-
scheidung berücksichtigt.4 Die öffentliche Akzeptanz insbesondere umweltbe-
zogener Entscheidungen hängt jedoch nicht nur von deren Legalität und unter-
nehmerischer Zweckmäßigkeit ab. Mit dem Ausmaß der bereichsspezifischen 
Sensibilisierung wächst das praktische Erfordernis, bereits in die unternehmeri-
schen Entscheidungsprozesse die zu erwartenden Einwände einzubeziehen und 
diese in einem der abschließenden Entscheidung vorgeschalteten und transpa-

! Zuck, NJW 1996, S.570 (S.571), kritisiert in diesem Zusammenhang den "Miß-
brauch unserer moralischen Geftlhle". 

2 Entgegen dem in der Öffentlichkeit entstandenen Eindruck rief Greenpeace (als 
medienwirksamer Aktivist: Besetzung der Brent Spar etc.) bewußt nicht zum Boykott 
auf. Sehr frühzeitig (24.5.1995) hat aber beispielsweise der nordrhein-westfälische 
Landesverband der Jungen Union den Verruf erklärt, vgl. Möllers, NJW 1996, S.1374. 

3 Die öffentliche Anklage des Konzerns in Deutschland dokumentiert sich in einer 
den Auswertungszeitraum l.Mai bis 15.Juli 1995 betreffenden Medienresonanz in Höhe 
von 8589. Diese ungefähr 60 Prozent der tatsächlich veröffentlichten Beiträge erfassen-
de Zahl ergibt sich aus einer die TageszeitungenIWochentitel betreffenden Gesamtreso-
nanz in Höhe von 6887 und einer TV-Medienresonanz in Höhe von 1702, Vgl. Mantow, 
S.235-237. 

4 Zur internen Entscheidungsfindung bei Shell und der mit internationalen Konven-
tionen übereinstimmenden Versenkungsgenehmigung Vgl. Johanssen, S.3f. 

2 Beisenwcnger 
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renten Verfahren zum Ausgleich zu bringen.s Die Fehleinschätzung der öffent-
lichen Meinung in Deutschland hatte einen hohen Preis. Die zu einer kollekti-
ven Marktmacht verbundenen Verbraucher bewirkten nicht nur einen erhebli-
chen UmsatzrUckgant und Imageverlusf des Unternehmens, sondern auch die 
Rücknahme der unternehmerischen Entscheidung, die Plattform zu versenken.8 

Der Boykott als druckvolle Organisationsmaßnahme gegen mißliebige Dritte 
beschränkt sich nicht auf die gesellschaftliche Kontrolle kritisierter Verhal-
tensweisen: Der Boykott kann beispielsweise auch als wettbewerbliche Behin-
derung konkurrierender Unternehmen, als verbands- und sportpolitische Maß-
nahme oder als völkerrechtliche Sanktion im Rahmen eines Embargos Bedeu-
tung erlangen. 

Der Shellboykott bietet jedoch einen Anlaß zur "Wiederbelebung" der 
Rechtsprobleme des nichtwettbewerblichen Boykotts von Unternehmen:9 Der 
Boykott als geschichtlich in Entwicklung befmdliches Druckmittel muß jeweils 
zeitgemäßen Wertungen zugetllhrt werden. Mittelalterliche Ächtungen, soziale 
Kämpfe im 19. Jahrhundert, Streiksituationen und politisch motivierte Sperr-
maßnahmen bis in die 60er Jahre dieses Jahrhunderts10 können nur als Aus-

S Zur besonderen Beachtlichkeit des Verfahrens vgl. im einzelnen Teil 5, B. 

6 Zum Verlust in zweistelliger Millionenhöhe und zur Problematik der Drittwirkung 
des Boykotts (Betroffenheit der Tankstellenpächter) vgl. M6l1ers, NJW 1996, S.1374 
(S.1377). 

7 Shell mußte eine am 1.3.1995 filr 30 Millionen DM gestartete Kampagne, in der 
die Verantwortung filr die Umwelt herausgestellt werden sollte ("Wir wollen etwas 
ändern"), als Saldoposten abschreiben, vgl. M6/lers, NJW 1996, S.1374 (S.1377, 
Fn.56); zur Notwendigkeit der Wiederherstellung der Glaubwürdigkeit und Integrität 
des Unternehmens nach dem Boykott vgl. Johannsen, S.5. 

8 Zum Shellboykott im historischen Kontext vgl. auch Teil I, A, 11., 1., e). 

9 Während der wettbewerbliehe Boykott 1991 in einer Dissertation von Schultz (Der 
Wandel in der rechtlichen Beurteilung des Boykotts in Deutschland - Ursachen, Gründe, 
Auslöser, Dissertation München, 1991) eine umfassende Betrachtung erfuhr, ist der 
nichtwettbewerbliehe Boykott in jüngster Zeit nur von M6l1ers, NJW 1996, S.1374 
("Zur Zulässigkeit des Verbraucherboykotts - Brent Spar und Mururora"), rechtlich 
gewürdigt worden. Im Rückblick ist eine boykottspezifische (rechtliche) Beschäftigung 
vor allem im Zusammenhang mit dem 28. Deutschen Juristentag (1908), mit Paul 
Oertmanns grundlegendem Werk "Der politische Boykott" (1925) und mit BVerfGE 7, 
198 (Lüth) bzw. BVerfGE 25,265 (B1inkfiler) erkennbar. 

10 Zur Geschichte und Entwicklung des Boykotts vgl. im einzelnen Teil 1, A. 
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gangs punkt eines modemen Verständnisses gesellschaftlicher Auseinanderset-
zungen dienen. Die auf den Shellboykott bezogene Vielfalt medialer Berichter-
stattung bietet zudem eine in diesem Umfang neue Chance: Mit der Anzahl der 
auf das Streitgeschehen gerichteten und veröffentlichten Meinungen wächst die 
Publizität der Interessen und Wertungen, die dem Boykott als Rechtsproblem 
eine Kontur verleihen. Da die den Shellboykott betreffenden Umstände bei 
sämtlichen nichtwettbewerblichen Boykotten eine vergleichbare Relevanz auf-
weisen, kann eine rechtliche Untersuchung von einer umfassend offengelegten 
Interessenlage ausgehen. Diese muß einer Struktur zugeftlhrt werden, die 
gleichzeitig der Komplexität boykottbezogener Interessen und dem Anliegen 
der Faßbarkeit des Streitgeschehens gerecht wird. 

Der besondere Reiz einer rechtlichen Untersuchung des nichtwettbewerbli-
chen Boykotts ergibt sich aus der Natur der zumeist medienwirksam aufberei-
teten Kampfsituation. Mit der Anzahl der unmittelbar und mittelbar am Boy-
kottgeschehen Beteiligten, mit dem Ausmaß der materiellen und immateriellen 
(Wechsel-) Wirkungen der sozialen Auseinandersetzung auf den Einzelnen und 
die Gesamtheit, mit der erwünschten Durchsetzung gemeinwohlbezogener 
Interessen und mit der Einflußnahme auf den weitgehend autonomen 
Marktverkehr entsteht die Gewißheit, ein zunächst isoliert erscheinendes 
Rechtsproblem nur im Rahmen einer "Querschnittsbetrachtung" lösen zu kön-
nen. 

Bereits bei einer nur überschlägigen Begutachtung der Interessenlage beim 
Shellboykott wird in beispielhafter Weise die Schnittstelle unterschiedlicher 
Rechtsbereiche offenbar. Eine rein zivilrechtliche Lösung des Boykottstreits 
erscheint schon deswegen als femliegend, weil nicht ausschließlich individuell 
zugeordnete Interessen einen Ausgleich erfahren sollen: Beim Boykott werden 
vor allem gesellschaftliche, dem Gemeinwohl entsprechende Interessen "quasi-
treuhänderisch" gebündelt. Es wird daher unter anderem geklärt werden müs-
sen, inwieweit ein zeitgemäßes Demokratieverständnis11 , das Macht- und Ein-
flußgeflUle der Beteiligten, politische und marktliche Kontrollmöglichkeiten, 
staatsbürgerliche Freiheitenl2 und weitere Faktoren der Staats- und Gesell-

11 Es muß überprüft werden, ob der "Konsumboykott" (Macht der Verbraucher) in 
der "W eltrisikogesellschaft" tatsächlich zum "demokratischen Instrument" wird, so 
Beck, Champagnerfreie Zone, in: ZEIT-Punkte 1995, Nr.6, S.94. 

12 Dabei wird die zivi/rechtliche Wirkung der Eigentums- und Berufsfreiheit (Art.l2, 
14 GG) und der einen dynamischen Diskurs absichernden Meinungsfreiheit (Art.5 
Abs.l GG) von besonderer Bedeutung sein. 
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